Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache 


Antrag 

der Abgeordneten Behrendt, Folger, Junghans, Lange, Liehr 
und der Fraktion der SPD 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Anpassung des Arbeitsmarktes an die Entwicklung von 

Wirtschaft und Technik 
(Arbeitsmarkt- Anpassungsgesetz) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

ERSTER ABSCHNITT 
Allgemeine Vorschriften 

§ 1 

Zweck dieses Gesetzes ist, 

1. die Anpassung des Arbeitsmarktes an die Ent- 
wicklung von Wirtschaft und Technik durch 
Arbeitsmarkt- und Berufsforschung zu fördern; 

2. die Berufsausbildung in der Wirtschaft der Ent- 
wicklung von Wirtschaft und Technik anzu- 
passen; 

3. die Teilnahme der Arbeitnehmer an beruflichen 
Bildungsveranstaltungen zu fördern; 

4. Arbeitslosigkeit und unterwertige Beschäfti- 
gung aus Anlaß von Betriebsänderungen zu 
verhüten. 

§ 2 

Bei Anwendung dieses Gesetzes oder der dazu er- 
lassenen Rechtsverordnungen gelten folgende Be- 
griffsbestimmungen: 

1. „Berufsausbildung" ist die geordnete Ausbil- 
dung eines Beschäftigten für einen Beruf. 

2. „Arbeitnehmer" sind Arbeiter und Angestellte 
sowie die zu ihrer Berufsausbildung Beschäf- 
tigten. 


3. „Unterwertige Beschäftigung" ist die Aus- 
übung einer Tätigkeit, die dem Arbeitnehmer 
eine Ausschöpfung der bisher erworbenen be- 
ruflichen Fertigkeiten und Kenntnisse nicht 
mehr gestattet. 

4. „Betriebsänderungen" sind Einschränkung, 
Stillegung oder Verlegung des Betriebes oder 
von Betriebsteilen sowie Zusammenschluß mit 
anderen Betrieben, Änderungen des Betriebs- 
zwecks, der Betriebsanlagen oder der Arbeits- 
organisation und Einführung neuer Arbeits- 
methoden. 

ZWEITER ABSCHNITT 
Arbeitsmarkt- und Berufsforschung 

§ 3 

(1) Die Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und 
Arbeitslosenversicherung (Bundesanstalt) wird be- 
auftragt, die Entwicklung von Wirtschaft und Tech- 
nik zu beobachten und ihre Auswirkungen auf dem 
Arbeitsmarkt mit Hilfe der Arbeitsmarkt- und Be- 
rufsforschung zu ermitteln. 

(2) Die Bundesanstalt errichtet in Berlin zur 
Durchführung von Forschungsaufgaben nach Ab- 
satz 1 ein Institut für Arbeitsmarkt- und Berufs- 
forschung. 

(3) Die Bundesregierung kann durch Rechtsver- 
ordnung mit Zustimmung des Bundesrates der Bun- 
desanstalt Aufgaben auf dem Gebiet der Berufs- 
ausbildungsforschung übertragen. Die aus der Uber- 
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tragung dieser Aufgaben entstehenden Kosten wer- 
den vom Bund erstattet. 

§ 4 

Die Bundesregierung kann zur Erfüllung der Auf- 
gaben der Bundesanstalt durch Rechtsverordnung 
die Erhebung von Statistiken anordnen. Sie kann 
durch Rechtsverordnung die Ermächtigung weiter 
übertragen. Der Erlaß einer Verordnung bedarf der 
Zustimmung des Bundesrates. Das Gesetz über die 
Statistik für Bundeszwecke vom 3. September 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 1314), zuletzt geändert durch 
das Gesetz vom 15. Juli 1957 (Bundesgesetzbl. I 

S. 721), findet entsprechende Anwendung. 

§ 5 

Die Bundesanstalt hat jährlich einen Bericht über 
die aus der Entwicklung von Wirtschaft und Tech- 
nik erkennbar werdenden Auswirkungen auf den 
Arbeitsmarkt zu veröffentlichen. 


DRITTER ABSCHNITT 

Berufsausbildung in der Wirtschaft 

A. Ordnungsvorschriften 

§ 6 

Berufsausbildung in der Wirtschaft ist nur in an- 
erkannten Ausbildungsberufen zulässig, und in an- 
erkannten Ausbildungsberufen darf nur in der Wirt- 
schaft ausgebildet werden. Die in diesem Gesetz aus- 
drücklich bestimmten Ausnahmen bleiben unberührt. 

§ 7 

(1) Die Anerkennung eines Ausbildungsberufs 
erfolgt durch den Bundesminister für Arbeit und So- 
zialordnung im Benehmen mit dem Bundesminister 
für Wirtschaft auf der Grundlage einer Berufs- und 
Ausbildungsordnung. 

(2) Der Bundesminister für Arbeit und Sozialord- 
nung führt ein jedermann zugängliches Berufsregi- 
ster, in das die Berufs- und Ausbildungsordnungen 
eingetragen werden. 

§ 8 

Der Antrag auf Anerkennung eines Ausbildungs- 
berufs ist eingehend zu begründen. Dem Antrag ist 
der Entwurf einer Berufs- und Ausbildungsordnung 
beizufügen. 

§ 9 

Die für jeden Ausbildungsberuf aufzustellende 
Berufs- und Ausbildungsordnung muß umfassen 

1. das Berufsbild, 

2. die Ausbildungsdauer, 

3. den Inhalt und den Umfang der Berufsausbil- 
dung, 


4. die fachlichen Voraussetzungen zur Ausübung 
der Berufsausbildung, 

5. die Eignung der Ausbildungsstätte, 

6. die angemessene Zahl der Auszubildenden in 
einer Ausbildungsstätte, 

7. die Durchführung der Berufsausbildung, 

8. die Anforderungen an den die Berufsausbil- 
dung begleitenden Unterricht, 

9. die Durchführung von Zwischenprüfungen, 

10. den Inhalt und Umfang der Abschlußprüfung. 

§ 10 

(1) Ein Ausbildungsberuf darf nur anerkannt 
werden, wenn nach der Berufs- und Ausbildungord- 
nung 

1. der Beruf eine Grundlage bietet, sich 
einem Strukturwandel im Berufs- oder Ar- 
beitsleben anzupassen; 

2. die Ausbildungsdauer unter Zugrunde- 
legung einer durchschnittlichen Lernbe- 
fähigung und hoher Ansprüche an eine 
systematische und intensive Ausbildung 
angemessen ist; 

3. die Anforderungen an die fachlichen Vor- 
aussetzungen zur Ausübung der Berufs- 
ausbildung und an die Ausbildungsstätte 
den Ansprüchen genügen, die im Hinblick 
auf die zu vermittelnden Fertigkeiten und 
Kenntnisse zu stellen sind; 

4. die Durchführung der Berufsausbildung 
methodischen Erfordernissen genügt; 

5. den Trägern des die Berufsausbildung be- 
gleitenden Unterrichts eine hinreichende 
Orientierung für ihre Lehrplangestaltung 
ermöglicht wird; 

6. die bei einer Abschlußprüfung zu stellen- 
den Anforderungen dem Inhalt und Um- 
fang der Berufsausbildung entsprechen. 

(2) Die Berufs- und Ausbildungsordnung soll tun- 
lichst eine Stufenausbildung vorsehen. Die Grund- 
stufe soll in sich abgeschlossen sein und eine Grund- 
ausbildung für eine Vielzahl verwandter Berufe er- 
möglichen; das gleiche gilt für die auf die Grund- 
stufe aufbauende Förderstufe, die eine Qualifizie- 
rung in Teilbereichen auf breiter Grundlage zum 
Ziel hat. Die Endstufe führt zum letzten erreichbaren 
Ziel einer Berufsausbildung in der Wirtschaft. 

§ 11 

(1) Die Anerkennung eines Ausbildungberufs er- 
folgt durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustim- 
mung des Bundesrates bedarf. Die Anerkennung wird 
in der Rechtsverordnung unter Bezugnahme auf die 
in das Berufsregister eingetragene Berufs- und Aus- 
bildungsordnung ausgesprochen. Dabei sind das Da- 
tum der Eintragung und die Registriernummer zu 
bezeichnen. Mit der Anerkennung wird die Berufs- 
und Ausbildungsordnung verbindlich. 
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(2) Der Bundesminister für Arbeit und Sozialord- 
nung kann im Benehmen mit dem Bundesminister 
für Wirtschaft die Anerkennung eines Ausbildungs- 
berufs durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustim- 
mung des Bundesrates bedarf, widerrufen. Die Ein- 
tragung der Berufs- und Ausbildungsordnung im Be- 
rufsregister ist zu löschen. Von dem Widerruf wer- 
den bestehende Berufsausbildungsverhältnisse nicht 
berührt. 


B. Regelung der Berufsausbildung 

1 . Ausbildungsberechtigung 

a) Allgemeine Vorschriften 

§ 12 

(1) Wer eine Person zur Ausbildung in einem 
anerkannten Ausbildungsberuf annimmt, begründet 
ein Berufsausbildungverhältnis, auf das die Vor- 
schriften über das Arbeitsrecht Anwendung finden, , 
soweit dieses Gesetz nicht ausdrücklich etwas ande- , 
res bestimmt. 

(2) Die Vorschriften des Dritten Abschnittes kön- ! 
nen zuungunsten des in Ausbildung Stehenden nicht ! 
abbedungen werden. 

§ 13 

(1) Ein Berufsausbildungsverhältnis darf nur be- 
gründen, wer persönlich und fachlich zur Ausübung 
der Berufsausbildung geeignet und berufspädago- 
gisch nicht ungeeignet ist. Voraussetzung ist ferner, 
daß 

1. die Ausbildungsstätte geeignet ist, 

2. die angemessene Zahl der Berufsausbil- 
dungsverhältnisse nicht überschritten 
wird. 

(2) Wer fachlich nicht geeignet ist oder sich als 
berufspädagogisch ungeeignet erweist, darf ein Be- 
rufsausbildungsverhältnis begründen oder fortfüh- 
ren, wenn er einen persönlich und fachlich geeig- 
neten, berufspädagogisch nicht ungeeigneten Aus- 
bilder bestellt. Wer nicht selbst ausbildet, muß einen 
Ausbilder im Sinne des Satzes 1 bestellen. Das 
gleiche gilt für juristische Personen. 

(3) Persönlich nicht geeignet ist insbesondere, 
wer 

1. die bürgerlichen Ehrenrecht nicht besitzt, 

2. wegen sittlicher Verfehlungen bestraft 
worden ist, 

3. wegen körperlicher oder geistiger Gebre- 
chen ungeeignet ist, 

4. nach § 39 Abs. 2 des Jugendarbeitsschutz- 
gesetzes Kinder und Jugendliche nicht be- 
schäftigen, beaufsichtigen oder anweisen 
darf. 

Die höhere Verwaltungsbehörde kann Ausnahmen 
auf Zeit oder auf Dauer zulassen. 


(4) Die fachliche Eignung bestimmt sich nach der 
Berufs- und Ausbildungsordnung. Das gleiche gilt 
für die Eignung der Ausbildungsstätte und die ange- 
messene Zahl der Auszubildenden in einer Ausbil- 
dungsstätte. 

b) Sondervorschriften für das Handwerk 
und das graphische Gewerbe 

§ 14 

Abweichend von der Vorschrift des § 13 Abs. 4 
Satz 1 gelten für die fachliche Eignung zur Ausübung 
| der Berufsausbildung im Handwerk und im graphi- 
; sehen Gewerbe folgende Bestimmungen: 

1. In einem Handwerk darf nur ausbilden, wer 
das vierundzwanzigste Lebensjahr vollendet 
und die Meisterprüfung in dem Handwerk, in 
dem die Ausbildung erfolgen soll, abgelegt 
hat. 

2. In den einzelnen Fachgebieten des graphischen 
Gewerbes, die den in Nummern 107 bis 114 der 
Anlage A zur Handwerksordnung aufgeführten 
Fachgebieten entsprechen, darf nur ausbilden, 
wer das vierundzwanzigste Lebensjahr voll- 
endet und die Lehrmeisterprüfung in dem Be- 
ruf abgelegt hat, in dem ausgebildet werden 
soll. Für die Zulassung zur Lehrmeisterprüfung 
ist § 49 der Handwerksordnung sinngemäß an- 
zuwenden. An die Stelle des Meisterprüfungs- 
ausschusses tritt der von der höheren Verwal- 
tungsbehörde für ihren Bezirk zu errichtende 
Prüfungsausschuß. Der Bundesminister für Ar- 
beit und Sozialordnung wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bun- 
desrates Vorschriften über die Zusammenset- 
zung des Prüfungsausschusses zu erlassen. 

3. Die höhere Verwaltungsbehörde kann Perso- 
nen, die den Voraussetzungen der Nummern 1 
oder 2 nicht entsprechen, die Ausbildungsbe- 
fugnis nach Anhörung der zuständigen Kam- 
mer widerruflich verleihen. 

4. Personen, die eine Abschlußprüfung an einer 
deutschen Technischen Hochschule oder einer 
öffentlichen oder staatlich anerkannten deut- 
schen Ingenieurschule abgelegt haben, dürfen 
in dem Handwerk ausbilden, das der Fachrich- 
tung der Abschlußprüfung entspricht, sofern 
sie das Handwerk oder einen entsprechenden 
Beruf, in dem die Ausbildung erfolgen soll, 
erlernt und eine entsprechende Abschlußprü- 
fung bestanden haben oder mindestens vier 
Jahre praktisch tätig gewesen sind. Das gleiche 
gilt für die Ausbildung in den einzelnen Fach- 
gebieten des graphischen Gewerbes nach Num- 
mer 2. 

5. In Handwerksbetrieben, die nach dem Tode des 
selbständigen Handwerkers für Rechnung des 
Ehegatten oder der nach § 4 der Handwerksord- 
nung berechtigten Erben fortgeführt werden, 
können bis zum Ablauf eines Jahres nach dem 
Tode des Handwerkers auch Personen ausbil- 
den, welche die Meisterprüfung nicht abgelegt 
haben, sofern sie das Handwerk erlernt und 
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eine Abschlußprüfung bestanden haben oder 
mindestens fünf Jahre selbständig oder als 
Werkmeister oder in ähnlicher Stellung tätig 
gewesen sind. Die höhere Verwaltungsbehörde 
kann die Dauer dieser Berechtigung in beson- 
ders begründeten Fällen nach Anhörung der 
zuständigen Kammer verlängern. Die Sätze 1 
und 2 finden auf die Ausbildung in den einzel- 
nen Fachgebieten des graphischen Gewerbes 
nach Nummer 2 entsprechende Anwendung. 

I 

§ 15 

Die Landesregierung kann durch Rechtsverord- 
nung bestimmen, daß durch Prüfungen an bestimm- 
ten Ausbildungsstätten oder vor Prüfungsbehörden 
die Befugnis erworben wird, in einem Handwerk 
auszubilden. Der Eintritt dieser Wirkung ist davon 
abhängig zu machen, daß der Bewerber das Hand- 
werk oder einen entsprechenden Beruf, in dem die 
Ausbildung erfolgen soll, erlernt und eine entspre- 
chende Abschlußprüfung bestanden hat oder minde- 
stens vier Jahre praktisch tätig gewesen ist. Die 
Landesregierung kann die Ermächtigung weiter 
übertragen. Die Sätze 1 bis 3 finden auf die Ausbil- 
dung in den einzelnen Fachgebieten des graphischen 
Gewerbes nach § 14 Nr. 2 entsprechende Anwen- 
dung. 

! 

2. Ausbildungsvertrag 

§ 16 

(1) Personen, die miteinander ein Berufsausbil- 
dungsverhältnis eingehen, sind verpflichtet, inner- 
halb eines Monats nach Beginn des Berufsausbil- 
dungsverhältnisses einen schriftlichen Ausbildungs- 
vertrag abzuschließen. 

(2) Die Vorschriften des Dritten Abschnittes finden 
auch dann auf Berufsausbildungsverhältnisse An- 
wendung, wenn ein schriftlicher Ausbildungsvertrag 
nicht oder unter Verletzung der Formvorschriften 
abgeschlossen wurde. 

§ 17 

(1) Der Bundesminister für Arbeit und Sozialord- 
nung bestimmt Form und Mindestinhalt des Aus- 
bildungsvertrages durch Rechtsverordnung, die nicht 
der Zustimmung des Bundesrates bedarf. 

(2) Der Ausbildungsvertrag muß mindestens ent- 
halten 

1. den zu erlernenden Beruf, 

2. die Dauer der Ausbildung, 

3. die Anrechnung anderer Ausbildungs- 
zeiten, 

4. die Dauer der Probezeit, 

5. die gegenseitigen Rechte und Pflichten, 

6. die Höhe der Vergütung und ihre Weiter- 
zahlung im Krankheitsfalle, 

7. die Dauer des Urlaubs, 


8. die Voraussetzungen, unter denen die 
Kündigung des Ausbildungsvertrages zu- 
lässig ist, 

und Angaben zur Person des Ausbilders, wenn ein 
solcher bestellt worden ist. 

(3) Unwirksam sind 

1. Vereinbarung, Zahlung und Entgegen- 
nahme einer Entschädigung für die Aus- 
bildung, 

2. Vereinbarung einer Vertragsstrafe, 

3. Vereinbarungen über den Ausschluß von 
Schadensersatzansprüchen und die Festset- 
zung von Schadensersatzansprüchen in 
Pauschbeträgen. 

§ 18 

(1) Inhalt, Umfang, Dauer und Durchführung der 
Ausbildung werden durch die für den Beruf verbind- 
liche Berufs- und Ausbildungsordnung bestimmt. 

(2) Die Probezeit muß mindestens einen Monat 
und darf höchstens drei Monate betragen. 

(3) Im Falle einer nach der Berufs- und Ausbil- 
dungsordnung zulässigen Stufenausbildung kann 
das Ausbildungsziel nach Zurücklegung der Grund- 
oder Förderstufe entsprechend der Eignung und den 
Fähigkeiten des Auszubildenden neu vereinbart 
werden. 

§ 19 

(1) Ein Berufsausbildungsverhältnis endet mit 
Ablauf der vereinbarten Ausbildungsdauer. 

(2) Wird eine Abschlußprüfung vor Ablauf der 
Ausbildungsdauer abgelegt und bestanden, so endet 
das Berufsausbildungsverhältnis mit Ablauf des 
Monats, in dem die Abschlußprüfung abgelegt 
wurde, 

(3) Ein Berufsausbildungsverhältnis verlängert 
sich 

1. auf Verlangen des Ausbildungsverpflich- 
teten um die Zeit, während der es aus 
Gründen, die in der Person des in Ausbil- 
dung Stehenden liegen, unterbrochen wer- 
den mußte, falls die Unterbrechung im 
letzten Ausbildungsjahr insgesamt mehr 
als drei Monate betragen hat und das Ver- 
säumte in der noch zur Verfügung stehen- 
den Zeit nicht nachgeholt werden konnte; 

2. auf Verlangen des in Ausbildung Stehen- 
den, falls dieser eine Abschlußprüfung 
nicht besteht, bis zur ersten Wieder- 
holungsprüfung, längstens um sechs Mo- 
nate. 

(4) Hat ohne Verschulden des in Ausbildung Ste- 
henden eine Abschlußprüfung vor Ablauf der Aus- 
bildungsdauer nicht stattgefunden, so verlängert 
sich auf Verlangen des in Ausbildung Stehenden das 
Berufsausbildungsverhältnis, bis die Prüfung abge- 
legt ist. Bis zum Beginn der Prüfung ruhen die 
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Rechte und Pflichten aus dem Berufsausbildungsver- 
hältnis. 

§ 20 

(1) Das Berufsausbildungsverhältnis kann nur ge- 
kündigt werden 

1. während der Probezeit ohne Einhaltung 
einer Kündigungsfrist von beiden Ver- 
tragsparteien; 

2. nach Ablauf der Probezeit aus wichtigem 
Grund ohne Einhaltung einer Kündigungs- 
frist von beiden Vertragsparteien; 

3. bei beabsichtigtem Berufswechsel des in 
Ausbildung Stehenden mit einer Kündi- 
frist von zwei Wochen; 

4. ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist 
von dem in Ausbildung Stehenden binnen 
drei Monaten von dem Zeitpunkt ab ge- 
rechnet, in dem er von einem Besitzwech- 
sel der Ausbildungsstätte durch Rechtsge- 
schäft oder Erbfall oder von einem Bran- 
chenwechsel Kenntnis erhalten hat; 

5. im Falle der völligen Auflösung oder der j 
Auflösung der das Berufsausbildungsver- | 
hältnis wesentlich berührenden Teile der ! 
Ausbildungsstätte oder der Eröffnung 
eines Konkurs- oder Vergleichsverfahrens , 
über das Vermögen des Ausbildungsver- 
pflichteten von diesem, seinen Erben oder 
dem Konkurs- oder Vergleichsverwalter 
mit einer Kündigungsfrist von vier Wo- 
chen, von der anderen Vertragspartei frist- 
los. 

| 

(2) Das Kündigungsrecht aus wichtigem Grund 
kann nur binnen zwei Wochen, nachdem der Berech- 
tigte von den zugrunde liegenden Tatsachen erfah- 
ren hat, ausgeübt werden. 

(3) Die Kündigung aus Anlaß eines Besitz- oder 
Branchenwechsels ist nur zulässig, wenn der in Aus- 
bildung Stehende in seiner Berufsausbildung hier- 
durch wesentlich beeinflußt wird. Bei einem Besitz- 
wechsel der Ausbildungsstätte tritt der neue Be- 
sitzer als Ausbildungsverpflichteter in das Berufs- 
ausbildungsverhältnis ein. 

(4) Kündigen der Ausbildungsverpflichtete, seine 
Erben oder der Konkurs- oder Vergleichsverwalter 
aus den in Absatz 1 Nr. 5 genannten Gründen, so 
endet das Berufsausbildungsverhältnis mit Ablauf 
der Kündigungsfrist nur dann, wenn zu diesem Zeit- 
punkt die Ausbildungsstätte oder die das Berufs- j 
ausbildungsverhältnis wesentlich berührenden Teile j 
der Ausbildungsstätte aufgelöst sind. Im anderen j 
Falle muß der Ausbildungsverpflichtete das Berufs- 
ausbildungsverhältnis auf Verlangen bis zur tat- 
sächlichen Auflösung der Ausbildungsstätte fort- 
setzen. Der Vergleichsverwalter bedarf zur Kündi- 
gung der Ermächtigung durch das Vergleichsgericht. 

(5) Jede Kündigung muß schriftlich unter Angabe ! 

der Kündigungsgründe erfolgen. j 


3. Entzug der Ausbildungsberechtigung 
und Zwang zur Auflösung des Berufsausbildungs- 
verhältnisses 

§ 21 

(1) Die höhere Verwaltungsbehörde kann das 
Recht zur Begründung eines Berufsausbildungsver- 
hältnisses befristet oder auf Dauer entziehen, 

1. wenn Tatsachen bekannt werden, die ge- 
eignet sind, das Vorliegen der persön- 
lichen, fachlichen oder berufspädagogi- 
schen Voraussetzungen zur Ausübung der 
Berufsausbildung in Zweifel zu ziehen, 
oder die das sittliche, geistige oder kör- 
perliche Wohl eines in Ausbildung Ste- 
henden gefährdet erscheinen lassen, 

2. bei wiederholten oder schweren Verstößen 
gegen die gesetzlichen oder vertraglichen 
Vorschriften zur Regelung der Berufsaus- 
bildung. 

Das Recht kann wieder oder vorzeitig wieder einge- 
räumt werden. 

(2) Absatz 1 findet auf die Untersagung der Be- 
tätigung als Ausbilder im Sinne des § 13 Abs. 2 ent- 
sprechende Anwendung. 

§ 22 

(1) Der Ausbildungsverpflichtete hat ein Berufs- 
ausbildungsverhältnis aufzulösen, wenn es entgegen 
den Vorschriften dieses Gesetzes begründet worden 
ist, oder 

1. die persönlichen, fachlichen oder berufs- 
pädagogischen Voraussetzungen zur Be- 
gründung eines Berufsausbildungsverhält- 
nisses nicht mehr gegeben sind, 

2. die geeignete Ausbildungsstätte nicht 
mehr zur Verfügung steht, 

3. das Recht zur Begründung eines Berufs- 
ausbildungsverhältnisses nach § 21 Abs. 1 
entzogen worden ist, 

4. im Falle des § 21 Abs. 2 nicht unverzüg- 
lich ein anderer Ausbilder bestellt wird. 

Die Auflösungsverpflichtung nach Satz 1 gilt als 
wichtiger Grund im Sinne des § 20 Abs. 1 Nr. 2. 

(2) Die höhere Verwaltungsbehörde kann zur 
Vermeidung von Härten für den in Ausbildung Ste- 
henden von der Verpflichtung nach Absatz 1 Satz 1 
befristete Ausnahmen zulassen. 

(3) Die höhere Verwaltungsbehörde kann dem 
Ausbildungsverpflichteten aufgeben, in Ausbildung 
Stehende zu entlassen, wenn er seiner Pflicht nach 
Absatz 1 Satz 1 nicht nachkommt. Absatz 1 Satz 2 
gilt entsprechend. Das gleiche gilt, wenn die mit der 
Begründung eines Berufsausbildungsverhältnisses 
übernommenen Pflichten dadurch beharrlich nicht er- 
füllt werden, daß 

1. Inhalt, Umfang oder Durchführung der Be- 
rufsausbildung nicht der Berufs- und Aus- 
bildungsordnung gerecht werden oder die 


5 



Drucksache V/887 


Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


sonstigen Bestimmungen des Ausbildungs- 
vertrages verletzt werden, 

2. die angemessene Zahl der Berufsausbil- 
dungsverhältnisse überschritten wird, 

3. die einschlägigen Vorschriften und Anord- 
nungen der zuständigen Kammer nicht be- 
achtet werden. 

(4) Die Entlassung eines in Ausbildung Stehen- 
den gilt spätestens mit der Unanfechtbarkeit eines 
nach Absatz 3 ergangenen Verwaltungsaktes als 
vom Ausbildungsverpflichteten erklärt. 


C. Prüfungswesen 

§ 23 

Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 
erläßt durch Rechtsverordnung, die nicht der Zu- 
stimmung des Bundesrates bedarf, die Prüfungsord- 
nungen zur Durchführung der in den Berufs- und 
Ausbildungsordnungen vorgesehenen Zwischen- 
oder Abschlußprüfungen. 

§ 24 

(1) Die Prüfungsordnungen regeln die Zusammen- 
setzung der Prüfungsausschüsse, die Zulassung zur 
Prüfung, die Durchführung der Prüfung sowie die 
Bewertung der Prüfungsleistungen und bestimmen 
Form und Inhalt der Prüfungszeugnisse. 

(2) Dem Prüfungsausschuß gehören Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer in gleicher Anzahl an f sie müs- 
sen insgesamt mindestens zwei Drittel der Ausschuß- 
mitglieder stellen. Dem Prüfungsausschuß müssen 
auch Lehrer an Berufsschulen angehören. 

(3) Die Regelung der Zulassung zur Prüfung muß 
sich auch auf die vorzeitige und wiederholte Zulas- 
sung zur Prüfung sowie auf die außerordentliche 
Zulassung von Personen erstrecken, die den Beruf 
durch praktische Tätigkeit oder in anderer Weise als 
in einem Berufsausbildungsverhältnis erlernt haben. 

§ 25 

(1) Die oberste Landesbehörde kann Prüfungs- 
zeugnisse von Ausbildungsstätten oder von Prü- 
fungsbehörden den Zeugnissen über das Bestehen 
einer Abschlußprüfung nach § 23 gleichstellen, wenn 
Inhalt und Umfang der Prüfungen einander entspre- 
chen. 

(2) Die oberste Landesbehörde kann ferner Prü- 
fungszeugnisse über das Bestehen einer Abschluß- 
prüfung oder einer nach Absatz 1 gleichgestellten 
Prüfung den Zeugnissen über das Bestehen der Ge- 
sellenprüfung im Sinne des § 48 Abs. 1 derHandwerks- 
ordnung gleichstellen. Die Prüfungszeugnisse sollen 
nur gleichgestellt werden, wenn in der Prüfung min- 
destens die gleichen Fertigkeiten und Kenntnisse, 
wie sie zur Ausübung des Handwerksberufs erfor- 
derlich sind, nachgewiesen werden müssen. 


D. Organisationsvorschriften 
§ 26 

Die Kammern der Wirtschaft überwachen im Be- 
reich ihrer sachlichen und bezirklichen Zuständig- 
keit die ordnungsgemäße Durchführung der Berufs- 
ausbildung und das Prüfungswesen. 


§ 27 

(1) Die Kammern führen für ihren Bereich eine 
Rolle der Berufsausbildungsverhältnisse. Jedes Be- 
rufsausbildungsverhältnis ist vom Ausbildungsver- 
pflichteten binnen einer Frist von einem Monat nach 
Beginn des Berufsausbildungsverhältnisses durch 
Vorlage der Ausfertigungen des Ausbildungsvertra- 
ges zur Eintragung in die Rolle anzumelden. Die 
Eintragung ist zu versagen, wenn ein Grund vor- 
liegt, der zur Auflösung des Berufsausbildungsver- 
hältnisses (§ 22 Abs. 1) verpflichtet. Ob ein solcher 
Grund vorliegt, ist vor der Eintragung in die Rolle 
zu prüfen. 

(2) Der Ausbildungsverpflichtete hat jede Ände- 
rung des Ausbildungsvertrages zur Eintragung in 
die Rolle anzuzeigen. 

(3) Die Eintragung ist zu löschen, wenn sich eine 
Verpflichtung zur Auflösung des Berufsausbildungs- 
verhältnisses aus einem der in § 22 Abs. 1 genann- 
ten Gründe nachträglich ergibt, und im Falle des 
§ 22 Abs. 3 spätestens mit der Unanfechtbarkeit des 
Verwaltungsaktes. 

(4) Die Nichteintragung oder die Löschung ist der 
höheren Verwaltungsbehörde unverzüglich anzu- 
zeigen. 

§ 28 

(1) Die Berufsausbildung ist von den Kammern 
durch von ihnen hierzu ausdrücklich beauftragte 
haupt- oder ehrenamtliche Mitarbeiter zu über- 
wachen. 

(2) Ein ehrenamtlicher Mitarbeiter der Kammer 
kann von dem Ausbildungsverpflichteten wegen 
Besorgnis der Befangenheit abgelehnt werden. Über 
den Antrag auf Ablehnung entscheidet die Kammer 
nach pflichtgemäßem Ermessen. 

(3) Die mit der Überwachung der Berufsausbil- 
dung Beauftragten sind Dritten gegenüber zur Ver- 
schwiegenheit verpflichtet. 


§ 29 

(1) Der Ausbildungs verpflichtete hat der Kammer 
und ihren mit der Überwachung der Berufsausbil- 
dung beauftragten Mitarbeitern, die sich als solche 
ausweisen, alle erforderlichen Auskünfte zu erteilen 
und damit im Zusammenhang stehende Unterlagen 
zur Einsicht vorzulegen. Er ist ferner verpflichtet, die 
Besichtigung der Ausbildungsstätte zu gestatten. 
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(2) Der Ausbildungsverpflichtete hat den Vor- 
schriften und Anordnungen der Kammer zur Sicher- 
stellung einer gesetz- oder vertragsmäßigen Durch- 
führung der Berufsausbildung Folge zu leisten. 

§ 30 

(1) Die Kammern errichten Gütestellen zur Bei- 
legung von Streitigkeiten zwischen den Ausbil- 
dungsvertragsparteien. 

(2) Die Gütestellen sollen vor Inanspruchnahme 
der Arbeitsgerichte angerufen werden. Während 
eines Verfahrens vor der Gütestelle ist die Frist des 
§ 20 Abs. 2 gehemmt. Die Vorschrift des § 111 Abs. 2 
des Arbeitsgerichtsgesetzes findet Anwendung. 

§ 31 

(1) Die Kammern errichten zur Durchführung der 
in der Berufs- und Ausbildungsordnung vorgesehe- 
nen Prüfungen Prüfungsausschüsse und führen die 
Geschäfte der Ausschüsse. 

(2) Die Prüfungsausschußmitglieder sind ehren- 
amtlich tätig. Sie erhalten ihre Barauslagen erstat- 
tet und eine Entschädigung für Zeitverlust, deren 
Höhe die Kammern festsetzen. 

§ 32 

Die Kammern tragen die ihnen aus der Durch- 
führung dieses Gesetzes erwachsenen Kosten. So- 
weit sie in diesem Zusammenhang Gebühren er- 
heben, bedürfen sie der Genehmigung der obersten 
Landesbehörde. Die Gebühren hat in jedem Falle 
der Ausbildungsverpflichtete zu zahlen. 

§ 33 

Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 
erläßt mit Zustimmung des Bundesrates zur Ausfüh- 
rung der §§ 27, 30 und 31 allgemeine Verwaltungs- 
vorschriften. 


E. Gleichgestellte Berufsausbildung 
§ 34 

Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 
kann eine Berufsausbildung in der Wirtschaft in 
einem noch nicht anerkannten Ausbildungsberuf 
ausnahmsweise zulassen, wenn es die wirtschaft- 
lich-technische Entwicklung dringend erfordert. Vor- 
aussetzung ist ferner das Vorliegen eines Antrages 
nach § 8. Auf die Berufsausbildung in einem noch 
nicht anerkannten Ausbildungsberuf finden die Vor- 
schriften dieses Gesetzes entsprechende Anwen- 
dung. 

§ 35 

Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 
kann im Benehmen mit dem fachlich zuständigen 
Bundesminister durch Rechtsverordnung, die nicht 


der Zustimmung des Bundesrates bedarf, eine Be- 
rufsausbildung in nach § 11 anerkannten Ausbil- 
dungsberufen im Bereich der bundeseigenen Ver- 
waltung zulassen, die Anwendung von Vorschriften 
dieses Gesetzes und die zuständigen Kammern be- 
stimmen. Die Landesregierung kann durch Rechtsver- 
ordnung für den Bereich ihrer Landes-, Mittel- und 
Unterbehörden sowie der diesen zugeordneten Ein- 
richtungen entsprechende Vorschriften erlassen. Die 
Landesregierung kann durch Rechtsverordnung die 
Ermächtigung weiter übertragen. 

§ 36 

(1) Eine Ausbildungsstätte, in der in nach diesem 
Gesetz anerkannten Ausbildungsberufen oder in 
Teilen dieser Berufe ausgebildet wird, ohne daß 
diese Ausbildung Berufsausbildung im Sinne dieses 
Gesetzes ist, bedarf der Anerkennung. 

(2) Die Anerkennung ist zu versagen, wenn die 
einer Berufsausbildung in der Wirtschaft entspre- 
chenden Anforderungen nicht erfüllt sind. 

(3) Die Anerkennung erteilt der Bundesminister 
für Arbeit und Soziaiordnung im Benehmen mit dem 
fachlich zuständigen Bundesminister, soweit es sich 
bei der Ausbildungsstätte um eine Einrichtung des 
Bundes handelt. In allen anderen Fällen spricht die 
oberste Landesbehörde die Anerkennung nach Ab- 
satz 1 aus. 

§ 37 

Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 
bestimmt durch Rechtsverordnung, die nicht der Zu- 
stimmung des Bundesrates bedarf, in welchem Um- 
fange eine Ausbildung in von ihm nach § 36 Abs. 3 
anerkannten Ausbildungsstätten auf eine Berufs- 
ausbildung anzurechnen oder ihr gleichzustellen ist. 
Soweit nach § 36 Abs. 3 die oberste Landesbehörde 
für die Anerkennung zuständig ist, trifft die Landes- 
regierung die Bestimmung nach Satz 1 durch Rechts- 
verordnung. Die Landesregierung kann durch Rechts- 
verordnung die Ermächtigung weiter übertragen. 

§ 38 

Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 
regelt durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustim- 
mung des Bundesrates bedarf, die Anwendung von 
Vorschriften dieses Gesetzes auf Berufsausbildungs- 
verhältnisse zwischen Eltern und ihren Kindern. 


F. Ausschüsse für Berufsausbildung 

1. Errichtung 

§ 39 

Bei dem Bundesminister für Arbeit und Sozialord- 
nung wird ein 

Bundesausschuß für Berufsausbildung, 

bei den zuständigen obersten Landesbehörden wer- 
den 

Landesausschüsse für Berufsausbildung 
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und bei den Kammern der Wirtschaft werden 
Bezirksausschüsse für Berufsausbildung 
errichtet. 

§ 40 

(1) Der Bundesausschuß besteht aus je fünfzehn 
Vertretern der Arbeitgeber und Arbeitnehmer so- 
wie einer gleichen Anzahl Vertreter der öffentlichen 
Körperschaften, darunter einem Vertreter der Bun- 
desanstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosen- 
versicherung. 

(2) Die Vertreter der Arbeitgeber und der Arbeit- 
nehmer werden von ihren Spitzenorganisationen 
vorgeschlagen und vom Bundesminister für Arbeit 
und Sozialordnung berufen. Je sieben Vertreter der 
öffentlichen Körperschaften werden von der Bundes- 
regierung und dem Bundesrat entsandt. Der Vertre- 
ter der Bundesanstalt wird vom Präsidenten der 
Bundesanstalt entsandt; er muß in Angelegenheiten 
der Berufsaufklärung und Berufsberatung sachkun- 
dig sein. 

(3) Spitzenorganisationen im Sinne dieses Ge- 
setzes sind diejenigen Zusammenschlüsse von Ar- 
beitgeber- und Unternehmensvereinigungen oder 
von Gewerkschaften, die für die Vertretung der Ar- 
beitgeber- oder Arbeitnehmerinteressen im Arbeits- 
leben des Bundesgebiets wesentliche Bedeutung 
haben. 

(4) Jedes Bundesausschußmitglied hat einen Stell- 
vertreter, der im Falle der Verhinderung des ordent- 
lichen Mitglieds an dessen Stelle tritt. Die Absätze 2 
und 3 finden auf die Stellvertreter Anwendung. 

(5) Die Amtsdauer der Mitglieder des Bundes- 
ausschusses und ihrer Stellvertreter beträgt vier 
Jahre. Die erste Amtsperiode endet am 31. Dezem- 
ber . . .. Eine Wiederberufung oder Wiederentsen- 
dung ist zulässig. Ein Mitglied des Bundesausschus- 
ses ist abzuberufen, wenn der Vorschlagsberechtigte 
es verlangt; das gleiche gilt für die Stellvertreter. 

(6) Der Bundesausschuß wählt aus den ihm ange- 
hörenden ordentlichen Arbeitgeber- und Arbeitneh- 
mervertretern zwei Vorsitzende mit der Maßgabe, 
daß diese sich jeweils nach Ablauf eines Jahres im 
Vorsitz abwechseln und im Behinderungsfalle den 
amtierenden Vorsitzenden vertreten. Die Vorsitzen- 
den dürfen nicht der gleichen Vertretergruppe ange- 
hören. 

(7) Der Bundesausschuß gibt sich eine Geschäfts- 
ordnung. Diese kann vorsehen, daß die Durchführung 
bestimmter Aufgaben Unterausschüssen übertra- 
gen wird. Die Mitglieder der Unterausschüsse müs- 
sen nicht zugleich ordentliches Mitglied des Bundes- 
ausschusses sein. Die Hinzuziehung von Sachver- 
ständigen mit beratender Stimme ist zulässig. 

(8) Die Tätigkeit im Bundesausschuß ist ehren- 
amtlich. Für die Teilnahme an den Sitzungen werden 
die Barauslagen erstattet und eine Entschädigung 
für Zeitverlust gezahlt. 

(9) Die Geschäfte des Bundesausschusses führt 
der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung. 
Dieser beruft ihn erstmalig ein. 


(10) Die aus der Arbeit des Bundesausschusses 
erwachsenden Kosten trägt der Bund. 

§41 

(1) Die Landesausschüsse bestehen aus je sieben 
Vertretern der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer 
und je einem entsandten Vertreter eines Landes- 
arbeitsamtes, eines Landesjugendamtes sowie der 
zuständigen obersten Landesbehörden für Arbeits- 
fragen, für Wirtschaft, für das Schulwesen, für das 
Fach- und Hochschulwesen und für das Gesundheits- 
wesen. Die Vorschriften des § 40 Abs. 2 Satz 1 und 
Abs. 3 bis 9 finden sinngemäß Anwendung. 

(2) Die aus der Arbeit der Landesausschüsse er- 
wachsenden Kosten tragen die Länder. 

§42 

(1) Die Bezirksausschüsse bestehen aus 21 Mit- 
gliedern. 

(2) Die Mitglieder setzen sich zu je einem Drittel 
aus Vertretern der Arbeitgeber, der Arbeitnehmer 
und Lehrern an Berufsschulen zusammen. 

(3) Die Vorschriften des § 40 Abs. 2 Satz 1 und 
Absätze 3 bis 8 finden sinngemäß Anwendung mit 
der Maßgabe, daß die Mitglieder eines Bezirksaus- 
schusses von der obersten Landesbehörde berufen 
werden; diese beruft den Ausschuß erstmalig ein. 

(4) Die Geschäfte der Bezirksausschüsse führen 
die Kammern; sie tragen die aus der Arbeit der 
Ausschüsse erwachsenden Kosten. 


2. Aufgaben 

§43 

(1) Der Bundesausschuß hat den Bundesministei 
für Arbeit und Sozialordnung in Angelegenheiten 
der Berufsausbildung in der Wirtschaft zu beraten 
mit dem Ziel, die Berufsausbildung den Erfordernis- 
sen der wirtschaftlichen und technischen Entwick- 
lung anzupassen. 

(2) Der Bundesminister für Arbeit und Sozialord- 
nung hört den Bundesausschuß vor dem Erlaß von 
Rechtsverordnungen und Verwaltungsvorschriften 
nach diesem Gesetz. Er gibt im übrigen in sonstigen 
einschlägigen Angelegenheiten von Bedeutung dem 
Bundesausschuß Gelegenheit zur Stellungnahme, 
das gilt insbesondere im Falle des § 34. 

§ 44 

(1) Die Landesausschüsse beraten die obersten 
Landesbehörden in Angelegenheiten der Berufsaus- 
bildung in der Wirtschaft auf Landesebene. 

(2) Die Landesausschüsse können im Bereich ihrer 
örtlichen Zuständigkeit den Bezirksausschüssen 
Empfehlungen für die Durchführung ihrer Aufgaben 


8 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Drucksache V/887 


geben und sich gutachtlich zu allen einschlägigen 
Fragen äußern. 

(3) Die Landesausschüsse sollen dahin wirken, 
daß der die Berufsausbildung begleitende Unterricht 
den Anforderungen entspricht, Grundlehrgänge 
durchgeführt, Fortbildungs- und Umschulungsmög- 
lichkeiten geschaffen und Lehrgänge zur Aus- und 
Weiterbildung der Ausbilder veranstaltet werden. 

(4) Die oberste Landesbehörde hört den Lan- j 
desausschuß in den Fällen der §§ 25, 32 und 36 Abs. 3 
Satz 2. Vor dem Erlaß von Rechtsverordnungen nach 
§§ 15, 35 Satz 2 und § 37 Satz 2 ist dem Landesaus- 
schuß Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. 

§45 

(1) Die Bezirksausschüsse wirken mit bei der 
Durchführung der den Kammern nach diesem Gesetz 
obliegenden Aufgaben. Das gilt insbesondere für die 
Aufstellung von Organisationsvorschriften und Ar- 
beitsrichtlinien. 

(2) Den Bezirksausschüssen sind von den Kam- 
mern die erforderlichen Auskünfte zu erteilen. 

(3) Die Bezirksausschüsse können im Einzelfall 
verlangen, daß die Kammern durch ihr zuständiges 
Beschlußorgan feststellen, ob die Voraussetzungen 
des § 13 Abs. 1 oder 2 zur Begründung eines Be- 
rufsausbildungsverhältnisses vorliegen. Das Recht, 
die nach Landesrecht für die Aufsicht über die Kam- 
mern zuständige Behörde anzurufen, bleibt unbe- 
rührt. 

(4) Die höhere Verwaltungsbehörde hört den zu- j 
ständigen Bezirksausschuß bei Maßnahmen nach j 
§ 13 Abs. 3 Satz 2, § 14 Nr. 3 und 5 Satz 2, §§ 21 und j 
22 Abs. 2 und 3. 


VIERTER ABSCHNITT 

Förderung der Teilnahme an beruflichen 
Bildungsveranstaltungen 

§46 

(1) Arbeitnehmer haben gegenüber ihrem Arbeit- 
geber Anspruch auf Freistellung von der Arbeit für 
die erforderliche Zeit zu ganztägiger Teilnahme an 
anerkannten beruflichen Bildungsveranstaltungen. 
Eine Anrechnung auf den gesetzlichen, tariflichen 
oder arbeitsvertraglich vereinbarten Urlaub findet 
nicht statt, wenn und soweit der Arbeitnehmer die 
Teilnahme nachweist, 

(2) Berufliche Bildungsveranstaltungen, die von 

staatlichen oder staatlich anerkannten Schulen j 
durchgeführt werden, gelten als anerkannt im Sinne J 
des Absatzes 1. Im übrigen erfolgt die Anerkennung j 
durch die oberste Landesbehörde. Die Anerkennung j 
ist zu versagen, wenn ein arbeitsinarktpolitisches j 
Interesse nicht gegeben ist. i 


(3) Die Freistellung kann an höchstens zehn 
Arbeitstagen im Kalenderjahr verlangt werden. Bei 
einem Arbeitsplatzwechsel muß sich der Arbeit- 
nehmer die in dem gleichen Kalenderjahr von einem 
früheren Arbeitgeber gewährte Freizeit im Sinne 
des Absatzes 1 anrechnen lassen. 

(4) Für die Unfallversicherung der freigestellten 
Arbeitnehmer gilt § 539 Abs. 1 Nr. 14 der Reichs- 
versicherungsordnung entsprechend. 

§47 

Erfolgt die Freistellung von der Arbeit zur Teil- 
nahme an einer beruflichen Bildungsveranstaltung, 
die förderungsfähig im Sinne der Vorschriften des 
Leistungsförderungsgesetzes vom 22. April 1965 
(Bundesgesetzbl. I S. 341) ist, erhält der Arbeitneh- 
mer aus dem „Sondervermögen für berufliche Lei- 
stungsförderung" des Bundes für die Zeit der not- 
wendigen Freistellung den Lohn- oder Gehaltsaus- 
fall erstattet, im Höchstfall das Zweifache des Haupt- 
betrages des Arbeitslosengeldes. Die Gewährung 
weiterer Leistungen aus dem Sondervermögen 
bleibt unberührt. 

FÜNFTER ABSCHNITT 

Verhütung von Arbeitslosigkeit oder 
unterwertiger Beschäftigung 

§ 48 

(1) Die Arbeitgeber sind verpflichtet, geplante 
Betriebsänderungen, die Entlassung oder unterwer- 
tige Beschäftigung von Arbeitnehmern zur Folge ha- 
ben können, unverzüglich dem für die Beschäfti- 
gungsstätte zuständigen Arbeitsamt anzuzeigen. 
Weitergehende Vorschriften bleiben hiervon unbe- 
rührt. In privaten, öffentlichen und gemischtwirt- 
schaftlichen Unternehmungen ist der Unternehmer 
anzeigepflichtig. 

(2) Der Bundesminister für Arbeit und Sozialord- 
nung wird ermächtigt, nach Anhörung des Verwal- 
tungsrats der Bundesanstalt durch Rechtsverord- 
nung, die nicht der Zustimmung des Bundesrates be- 
darf, die näheren Voraussetzungen der Anzeigo- 
pflicht nach Absatz 1 sowie Form und Inhalt der 
Anzeigen zu regeln. Er kann die Anzeigepflicht auf 
in Heimarbeit Beschäftigte und Gleichgestellte aus- 
dehnen und Ausnahmen von der Anzeigepflicht zu- 
lassen. 

§ 49 

Das Arbeitsamt hat unverzüglich nach Eingang 
der Anzeige die ihm geeignet erscheinenden Maß- 
nahmen einzuleiten, um Nachteile für die betroffe- 
nen Arbeitnehmer zu verhüten. Es kann ihnen auch 
während des Bestehens ihres Arbeitsverhältnisses 
Leistungen nach § 130 des Gesetzes über Arbeits- 
vermittlung und Arbeitslosenversicherung gewäh- 
ren. 

§50 

(1) Kann ein Arbeitnehmer unter für ihn zumut- 
baren Verhältnissen voraussichtlich nicht seinem 
Beruf oder seiner bisher überwiegend ausgeübten 
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Tätigkeit entsprechend weiterbeschäftigt oder nach 
Lage des Arbeitsmarktes nicht wieder entsprechend 
vermittelt werden, so soll das Arbeitsamt mit Zu- 
stimmung des Arbeitnehmers unverzüglich beruf- 
liche Bildungsmaßnahmen einleiten. 

(2) Zur Teilnahme an einer beruflichen Bildungs- 
maßnahme ist der Arbeitnehmer auf Verlangen des 
Arbeitsamtes nach näherer Vereinbarung mit dem 
Arbeitgeber unter Weiterzahlung von Lohn oder 
Gehalt von der Arbeit freizustellen. § 46 Abs. 4 
findet Anwendung. Dem Arbeitgeber werden 75 v. H. 
des von ihm dem Arbeitnehmer für die Dauer der 
Freistellung nach Satz 1 gezahlten Bruttoarbeits- 
entgelts vom Arbeitsamt gegen Rechnungslegung 
erstattet. 

(3) Der Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung bestimmt zur Vermeidung von Härten für 
Betriebe bis zu einer bestimmten Größenordnung 
(Kleinbetriebe) durch Rechtsverordnung, die nicht 
der Zustimmung des Bundesrates bedarf, daß der 
Arbeitgeber das nach § 50 Abs. 2 Satz 3 gezahlte 
Bruttoarbeitsentgelt in voller Höhe erstattet erhält. 

(4) Dem Arbeitnehmer dürfen aus der Teilnahme 
an einer beruflichen Bildungsmaßnahme keine Nach- 
teile in seinem Arbeitsverhältnis erwachsen. 


§51 

(1) Wird ein Arbeitnehmer aus Gründen, die er 
nicht zu vertreten hat, vor Einleitung der beruflichen 
Bildungsmaßnahme oder während der Teilnahme 
entlassen, so erhält er für die Dauer der Teilnahme 
neben dem Arbeitslosengeld oder der Arbeitslosen- 
hilfe vom Arbeitsamt ein Ubergangsgeld für sich 
und seine unterhaltsberechtigten Angehörigen. Das 
Ubergangsgeld ist so zu bemessen, daß insgesamt 
mindestens 80 v. H. des bisherigen regelmäßigen 
Nettoarbeitsentgelts erreicht werden. Für unterhalts- 
berechtigte Angehörige sind angemessene Zuschläge 
zu zahlen. 

(2) Der Anspruch auf Zahlung des Ubergangs- 
geldes entfällt, wenn der Arbeitnehmer ohne trifti- 
gen Grund die rechtzeitige Einleitung der berufli- 
chen Bildungsmaßnahme verhindert hat. 

(3) Der Arbeitgeber hat im Falle des Absatzes 1 
dem Arbeitsamt für die Dauer der beruflichen Bil- 
dungsmaßnahme, längstens für sechs Monate, das 
gezahlte Ubergangsgeld zu erstatten. Er hat ferner 
für den gleichen Zeitraum zu den Aufwendungen 
des Arbeitsamtes für die berufliche Bildungsmaß- 
nahme einen Beitrag bis zur Höhe des Betrages zu 
leisten, der nach § 50 Abs. 2 von ihm bei Fortbe- 
stehen des Arbeitsverhältnisses zu tragen gewesen 
wäre. 

(4) Der Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung bestimmt zur Vermeidung von Härten für 
Betriebe bis zu einer bestimmten Größenordnung 
(Kleinbetriebe) durch Rechtsverordnung, die nicht 
der Zustimmung des Bundesrates bedarf, daß der 
Arbeitgeber von der Erstattungspflicht des Ab- 
satzes 3 befreit wird. 


§ 52 

Ein Arbeitnehmer, der im Rahmen der Maßnah- 
men nach §§ 49 oder 50 Abs. 1 auf Aufforderung 
des Arbeitsamtes dieses oder andere Stellen auf- 
sucht, ist von dem Arbeitgeber für die hierfür er- 
forderliche Zeit ohne Einkommensminderung und 
ohne Anrechnung auf den gesetzlichen oder tarif- 
lichen Urlaub von der Arbeit freizustellen. § 539 
Abs. 1 Nr. 4 der Reichsversicherungsordnung findet 
entsprechende Anwendung. 

§53 

Der Bund erstattet der Bundesanstalt die Aufwen- 
dungen für Personen, die vor der Gewährung von 
Leistungen nach §§ 49 bis 51 nicht arbeitslosenver- 
sicherungspflichtig waren. 


SECHSTER ABSCHNITT 

Ordnungswidrigkeiten 

§ 54 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig 

1. ein Berufsausbildungsverhältnis begrün- 
det, obwohl ihm die Befugnis hierzu ge- 
mäß § 21 Abs. 1 entzogen worden ist; 

2. eine Tätigkeit als Ausbilder ausübt, ob- 
wohl ihm eine Betätigung als Ausbilder 
gemäß § 21 Abs. 2 untersagt worden ist; 

3. der Anzeigepflicht des § 48 Abs. 1 oder 
einer auf Grund des § 48 Abs. 2 erlassenen 
Rechtsverordnung, sofern sie ausdrücklich 
auf diese Bestimmung verweist, zuwider- 
handelt. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann, wenn sie vor- 
sätzlich begangen ist, mit einer Geldbuße bis zu 
10 000 Deutsche Mark, wenn sie fahrlässig begangen 
ist, mit einer Geldbuße bis zu 5000 Deutsche Mark 
geahndet werden. 

§55 

(1) Ordnungswidrig handelt ferner, wer vorsätz- 
lich oder fahrlässig 

1. ein Berufsausbildungsverhältnis entgegen 
den Bestimmungen des § 13 Abs. 1 und 2 
oder durch die Bestellung eines iin Sinne 
des § 13 Abs. 2 nicht geeigneten Aus- 
bilders begründet; 

2. die Ausbildung in nach § 36 Abs. 3 zuge- 
lassenen Einrichtungen nicht bestimmungs- 
gemäß (§ 38) anrechnet; 

,3. einer gemäß § 22 Abs. 3 ergangenen An- 
ordnung zuwiderhandelt. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geld- 
buße bis zu 5000 Deutsche Mark geahndet werden. 
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SIEBENTER ABSCHNITT 

übergangsvorschriften 

§ 56 

(1) Die bei Inkrafttreten dieses Gesetzes beste- 
henden Lehr- und Anlernberufe der Wirtschaft wer- 
den vom Bundesminister für Arbeit und Sozialord- 
nung im Bundesanzeiger bekanntgemacht. Sie gel- 
ten mit der Bekanntmachung als anerkannte Aus- 
bildungsberufe im Sinne des § 11. Die den Berufs- 
und Ausbildungsordnungen entsprechenden Ord- 
nungsmittel zur Regelung der Berufsausbildung sind 
in das Berufsregister einzutragen. 

(2) Lehrberufe im Sinne des Absatzes 1 sind auch 
die Handwerksberufe, die den in der Anlage A 
zur Handwerksordnung aufgeführten Handwerken 
entsprechen. 

§57 

Soweit die Vorschriften dieses Gesetzes und die 
in das Berufsregister eingetragenen Ordnungsmittel 
(§ 56 Abs. 1 Satz 3) Regelungen im Sinne des § 13 
Abs. 4 nicht treffen, gelten die hierzu erlassenen 
Vorschriften der Kammern weiter; sie treten spä- 
testens zwölf Monate nach Verkündung dieses Ge- 
setzes außer Kraft. Der Bundesminister für Arbeit 
und Sozialordnung regelt bis zum Zeitpunkt des 
Außerkrafttretens durch Rechtsverordnung, die nicht 
der Zustimmung des Bundesrates bedarf, ihre Wei- 
tergeltung im einzelnen oder für bestimmte Be- 
reiche. 


ACHTER ABSCHNITT 


beitsmarkt. mit Hilfe der Arbeitsmarkt- und Be- 
j rufsforschung zu ermitteln." 

2. Es wird folgender Absatz 3 eingefügt: 

„(3) Die Bundesanstalt hat jährlich einen Be- 
richt über die aus der Entwicklung von Wirt- 
schaft und Technik erkennbar werdenden Aus- 
wirkungen auf den Arbeitsmarkt zu veröffent- 
lichen." 

Absätze 3 bis 5 werden Absätze 4 bis 6. 

3. Absatz 6 erhält folgende Fassung: 

„(6) Die Bundesregierung kann zur Erfüllung 
der Aufgaben der Bundesanstalt durch Rechts- 
verordnung die Erhebung von Statistiken anord- 
nen. Sie kann durch Rechtsverordnung die Er- 
mächtigung weiter übertragen. Der Erlaß einer 
; Verordnung bedarf der Zustimmung des Bundes- 
rates. Die Kosten der Statistiken trägt die Bun- 
desanstalt. Das Gesetz über die Statistik für Bun- 
deszwecke vom 3. September 1953 (Bundesge- 
setzbl. I S. 1314), zuletzt geändert durch das Ge- 
setz vom 15. Juli 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 721), 
findet entsprechende Anwendung." 

| § 60 

§ 8 des Gesetzes zur Vorläufigen Regelung des 
| Rechts der Industrie- und Handelskammern vom 

18. Dezember 1956 (Bundesgesetzbl. I S. 920) wird 
1 wie folgt geändert: 

! 1. Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Bei der Industrie- und Handelskammer 
I wird ein Bezirksausschuß für Berufsausbildung 
gemäß den Vorschriften des Arbeitsmarkt-An- 
passuiigsgesotz vom . . . errichtet." 


Schlußvorschriften 

§58 

In § 130 des Gesetzes über Arbeitsvermittlung 
und Arbeitslosenversicherung wird folgender Ab- 
satz 2 eingefügt: 

„(2) Die Leistungen nach Absatz 1 können auch 
Arbeitnehmern während des Bestehens eines Ar- 
beitsverhältnisses gewährt werden, wenn es zur 
Abwendung einer drohenden Arbeitslosigkeit oder 
einer drohenden unterwertigen Beschäftigung er- 
forderlich ist." 

Absätze 2 und 3 werden Absätze 3 und 4. 

§59 

§ 202 des Gesetzes über Arbeitsvermittlung und 
Arbeitslosenversicherung wird wie folgt geändert 
und ergänzt: 

1. Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die Bundesanstalt hat die Lage auf dem 
Arbeitsmarkt im allgemeinen und in den einzel- 
nen Wirtschaftszweigen, Berufen und Gebieten 
zu beobachten und zu untersuchen. Sie hat ferner 
die Entwicklung von Wirtschaft und Technik zu 
beobachten und ihre Auswirkungen auf den Ar- 


2. Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Der Bezirksausschuß wirkt nach Maßgabe 
der Vorschriften des Arbeitsmarkt- Anpassungs- 
gesetzes mit bei der Durchführung der der Indu- 
strie- und Handelskammer obliegenden Aufga- 
ben auf dem Gebiet der Berufsausbildung." 

3. In Absatz 4 werden die Worte „Absatz 1" durch 
die Worte „Absatz 2" ersetzt. 

§ 61 

Die Handwerksordnung wird wie folgt geändert: 

1. Die §§ 21 bis 45, 54 Abs. 1 Nr. 3 und 4, § 67 
Abs. 2 und 3, § 68 Abs. 2 Nr. 1 bis 3, § 91 Abs. 1 
Nr. 5, § 91 Abs. 2, § 106 Abs. 1 Nr. 8 und § 110 
Abs. 2 werden aufgehoben. 

2. In § 46 wird folgender Absatz 2 eingefügt: 

„(2) Der Bundesminister für Wirtschaft kann 
im Benehmen mit dem Bundesminister für Arbeit 
und Sozialordnung durch Rechtsverordnung, die 
nicht der Zustimmung des Bundesrates bedarf, 
bestimmen, welche Tätigkeiten, Kenntnisse und 
Fertigkeiten den einzelnen Handwerken zuzu- 
rechnen sind." 

Absätze 2 und 3 werden Absätze 3 und 4. 
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3. In § 49 wird folgender Absatz 2 eingefügt: 

„(2) Von Vertriebenen und Sowjetzonen- 
flüchtlingen außerhalb des Geltungsbereichs die- : 
ses Gesetzes erworbene Prüfungszeugnisse sind | 
den entsprechenden Gesellenprüfungszeugnissen ! 
gleichzustellen, wenn in den Prüfungen der Ge- 
sellenprüfung gleichwertige Anforderungen ge- 
stellt werden." 

Absätze 2 bis 6 werden Absätze 3 bis 7. 

4. § 91 wird wie folgt geändert: 

Absatz 1 Nr. 4 erhält folgende Fassung: 

„4. die Förderung und Durchführung der Berufs- 
ausbildung unter Beachtung der geltenden 
Rechtsvorschriften, " . 

5. § 91 Abs. 1 Nr. 5 wird gestrichen. Die Num- 
mern 6 bis 12 werden Nummern 5 bis 11. 

6. § 106 Abs. 1 Nr. 9 erhält folgende Fassung: 

„9. der Erlaß der Meisterprüfungsordnungen 
(§ 91 Abs. 1 Nr. 6),". 

7. § 110 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Bei der Handwerkskammer wird ein Be- 
zirksausschuß für Berufsausbildung gemäß den | 
Vorschriften des Arbeitsmarkt-Anpassungsgeset- 
zes vom . . . errichtet. Der Ausschuß wirkt nach 
Maßgabe der Vorschriften des Arbeitsmarkt-An- 
passungsgesetzes mit bei der Durchführung der 
der Handwerkskammer nach § 91 Abs. 1 Nr. 4 
obliegenden Aufgaben." 

§ 62 

Die §§ 126 bis 128, 128 a, 139 i und 139 1 der Ge- 
werbeordnung werden aufgehoben. 

§ 63 

Die §§76 bis 82 des Handelsgesetzbuches werden 
aufgehoben. 

§ 64 

§ 111 Abs. 2 des Arbeitsgerichtsgesetzes erhält 
folgende Fassung: 

„(2) Wird ein von einer nach § 30 Arbeits- 
markt-Anpassungsgesetz vom . . . errichteten Güte- 
stelle zur Beilegung von Streitigkeiten zwischen 
den Parteien eines Ausbildungsvertrages gefällter 


Spruch nicht innerhalb einer Woche von beiden 
Parteien anerkannt, so kann binnen zwei Wochen 
nach ergangenem Spruch Klage beim zuständigen 
Arbeitsgericht erhoben werden. Aus Vergleichen, 
die vor der Gütestelle geschlossen sind und aus 
Sprüchen der Gülestelle, die von beiden Seiten 
anerkannt sind, findet die Zwangsvollstreckung 
statt. Die §§ 107 und 109 gelten entsprechend. 
Soweit eine Gütestelie errichtet ist, findet ein 
Güteverfahren vor dem Arbeitsgericht nicht statt." 

§ 65 

(1) Gesetze und Verordnungen des Reiches, des 
Bundes und der Länder, die mit diesem Gesetz in 
Widerspruch stehen, werden mit den zu ihrer Durch- 
führung, Änderung und Ergänzung ergangenen Ver- 
ordnungen, Durchführungsbestimmungen, Anord- 
| nungen und Erlassen aufgehoben. 

| (2) Sind in Gesetze und Verordnungen des Rei- 

ches, des Bundes und der Länder Vorschriften enthal- 
ten, die mit diesem Gesetz nicht in Einklang stehen, 
so sind sie insoweit nicht mehr anzuwenden. 


§ 66 

(1) Die Bundesanstalt trägt die Kosten, die ihr 
aus den nach diesem Gesetz übertragenen Aufgaben 
entstehen, soweit nidit ausdrücklich etwas anderes 
bestimmt ist. 

(2) Der Verwaltungsrat der Bundesanstalt erläßt 
mit Zustimmung des Bundesministers für Arbeit und 
Sozialordnung die erforderlichen Richtlinien zur 
Durchführung der übertragenen Aufgaben. 

§ 67 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 
Rechtsverordnungn, die auf Grund dieses Gesetzes 
erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 
des Dritten Überleitungsgesetzes. 

§ 68 

Dieses Gesetz tritt am ... in Kraft. 


Bonn, den 30. August 1966 


Behrendt 

Folger 

Junghans 

Lange 

Liehr 

Erler und Fraktion 


12 



